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Eines haben die Schweiz und Karin Keller-Sutter
gemeinsam: Beide möchten immer Musterschülerinnen
sein. Besonders dann, wenn es um die Staatsfinanzen,
die pünktlichen Züge und die Armee geht. Am liebsten
aber auch bei Spitälern, Schulen, Bauern, Kinder-
betreuung und Autobahnen. Die AHV will gut finanziert
sein, genauso wie die übrigen Sozialwerke. Und dass wir
auch noch der Ukraine, Afrika und der EU etwas Geld
überweisen, versteht sich von selbst. All dies bei
ausgeglichenem Budget und tiefen Steuern.

Vier Jahre nach der Pandemie, als für kurze Zeit Geld
keine Rolle mehr spielte, und knapp drei Jahre nach
dem Einmarsch der Russen in die Ukraine zeigt sich,
dass auch die Schweizer Staatsfinanzen an ihre Grenze
kommen. Trotz einer tüchtigen Kassenwartin. Das
dämmert inzwischen auch den Politikern auf der rechten
und den Armeeabschaffern auf der linken Seite.
Dass der Fuhrhalter Benjamin Giezendanner höhere
Benzinpreise und die linke Nationalrätin Priska Seiler
Graf mehr Kampfflugzeuge fordern: Wer hätte das je
für möglich gehalten?

Doch beide haben recht. Es braucht mehr Geld für
die Armee, die Infrastruktur, und dass die AHV aus-
gebaut wird, ist ein Volksauftrag. Nun gibt es nicht
viele Möglichkeiten, wie das alles erfüllt werden kann.
Entweder man spart in den übrigen Bereichen, beispiels-
weise in der Bildung oder bei der Landwirtschaft viel
Geld ein, was komplett unrealistisch ist, oder man macht
Schulden, oder es braucht mehr Geld für den Bund.
Oder man macht es so, wie es die Politiker in Bern die
letzten Jahre machten: Man schiebt alles auf die lange
Bank, schliesst wie Viola Amherd die Augen vor den
drohenden Mehrkosten und hofft auf das Karriereende.

Nun bleiben uns aber die meisten Politikerinnen und
Politiker die nächsten Jahre erhalten, und darum kann
auch erwartet werden, dass sie eine Lösung suchen.
Bei der Armee kann das nur heissen, man verzichtet auf
den Luxus, für unser kleines Land mit dem F-35 den
modernsten, aber wohl auch den insgesamt teuersten
Flieger zu bestellen, oder man spricht mehr Geld und
sorgt sich um die Finanzierung. Da die Schweiz ange-
sichts des Zollstreits mit den USA wohl kaum aus dem
F-35-Deal aussteigen kann, bleibt nur noch das zweite.
Der Vorschlag, wie das geschehen soll, liegt auf dem
Tisch: Ein halbes Prozent der Mehrwertsteuer sollte den
Deal finanzieren. Nochmal ein halbes Prozent kostet die
13. AHV-Rente. Damit könnte man ja auch dieses Thema
bereinigen. In Zeiten einer Minusteuerung scheint das
zwar ärgerlich, aber tragbar.

Bei der Infrastruktur liegt ebenfalls eine Lösung auf
dem Tisch. 4 Rappen mehr fürs Benzin, das im Moment
viel billiger ist als noch vor zwei Jahren, auch das scheint
möglich. Zudem würde das die schon fast vergessene
Elektrifizierung der Automobile wieder ein wenig attrakti-
ver machen. Dass es besser ist zu handeln, als abzuwar-
ten, zeigt ein Blick ins nördliche Nachbarland. Dort hat
man jahrelang versucht zu sparen, indemman nicht
mehr investierte. Nicht nur bei der Armee, sondern auch
bei der Bahn-Infrastruktur und sogar bei den im Autoland
Deutschland so geliebten Autobahnen. Bis es am
11. September 2024 um 2.58 Uhr zur Katastrophe kam:
zum Einsturz der Carolabrücke in Dresden. Der Brücken-
träger sackte über der Elbe auf einer Länge von etwa
100 Metern ein. Wie durch ein Wunder wurde niemand
verletzt, aber das deutsche Selbstvertrauen hat gelitten.
Denn es ereignete sich nicht irgendwo in der dritten Welt,
auch nicht in Italien, sondern im Kernland der Industrie.

Seither wurden dort 100 Milliarden Sonderausgaben
gesprochen. Die ganzen Budgetwunder der letzten
Jahrzehnte, als sich auch der deutsche Staat als Muster-
schüler aufspielte, wurden enttarnt als das, was sie
waren: Eine Mogelpackung, bei der man die Belastungen
einfach auf die zukünftigen Generationen verschob.
Etwas, das man bei der Altersvorsorge auch bei uns
schon lange tut. Das Beispiel Deutschland sollte War-
nung genug sein, jetzt bei der Infrastruktur zu handeln
und die Probleme nicht auf die künftigen Generationen
zu schieben.
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Die Schweiz steckt in der Stau-
falle. Vor einem Jahr scheiterte
VerkehrsministerAlbert Rösti an
der Urne mit einer Vorlage zum
Autobahnausbau: 52,7 Prozent
lehnten die Kapazitätserweite-
rung auf sechs neuralgischen
Teilstrecken ab. Seither strei-
ten Sieger und Verlierer, ob das
Volks-Nein eine grundsätzli-
che Absage zum Autobahnaus-
bau war. Nachbefragungen ge-
ben den Gegnern teilweise recht:
DermeistgenannteAblehnungs-
grund war die generelle Sorge
um Umwelt und Landschaft.

Im vergangenen Jahr akzen-
tuierte sich dann allerdings das
Stauproblemmit neuemRekord-
wert von 55’000 Staustunden
allein auf den Autobahnen. Das
entspricht einer Zunahme von
14 Prozent gegenüber 2023 und
80 Prozent seit 2019. Insgesamt
stehen Fahrzeuge schweizweit
jährlich 73Millionen Stunden im
Stau.EineVerschärfung der Stau-
belastung in den nächsten Jah-
ren ist wegen des Bevölkerungs-
wachstums wahrscheinlich.

ProfessorWeidmanns
versteckter Hinweis
Nun heizt SVP-Nationalrat Ben-
jamin Giezendanner die Kon-
troverse mit einem provoka-
tiven Vorstoss an: Er verlangt
vom Bundesrat, dass er eine

Erhöhung des Benzinpreises,
respektive des Mineralölsteuer-
Zuschlags, umvierRappen prüft,
um zusätzliches Geld für den
Ausbau des Strassennetzes zur
Verfügung zu haben. Giezen-
danner geht davon aus, dass
die vier Rappen pro Liter Treib-
stoff in den nächsten 20 Jahren
rund 4Milliarden Franken in den
Strassenfonds spülen würden.

Dass ein SVP-Politiker eine Ben-
zinpreiserhöhung in Betracht
zieht, ist überraschend. Doch
Giezendanner scheint einenNerv
zu treffen: Bereits 50 National-
räte haben seinen Vorstoss un-
terschrieben, darunter auch Po-
litiker der FDP, derMitte undmit
Matthias Jauslin selbst ein Grün-
liberaler. Giezendanner will am
Montag seine Unterschriften-

jagd fortsetzen und denVorstoss
dann einreichen.

Der Vorstoss baut auf dem
sogenanntenWeidmann-Bericht
auf. Nach der Abstimmungsnie-
derlage letztes Jahrhat Bundesrat
Albert Rösti beimETH-Professor
UlrichWeidmann ein umfassen-
des Gutachten zum Bahn- und
Strassenverkehr in der Schweiz
bestellt. Es bildet die Grundlage
für eine politische Diskussion
überden gesamtschweizerischen
Ausbauvon Strassen und öffent-
lichemVerkehr.

Weidmannmusste aufzeigen,
wo undwieman in den nächsten
20 Jahren am besten Bahn- und
Strassenprojekte realisiert. Für
den Bahnausbau hatte er zwei
Varianten auszuarbeiten: Eine,
die sich mit 14 Milliarden Fran-
ken realisieren lässt, und eine
zweitemit 24Milliarden. Für den
Strassenausbau gab Rösti einen
Budgetrahmen von 9 Milliarden
Franken vor. Weidmann brach-
te im Gutachten unter ande-
rem den geplanten Rheintunnel
in Basel wieder aufs Tapet, weil
das Projekt gemäss seinen wis-
senschaftlichenUntersuchungen
für einen gut funktionierenden
Verkehr eminent wichtig wäre.
Der Tunnel war Teil der letztes
Jahr an der Urne gescheiterten
Vorlage. In Zürich findet Weid-
mann den raschen 6-Spur-Aus-
bau zwischen Urdorf und Lim-
mattal sinnvoll.

Vier Rappenmehr
für Benzin, dafür
neue Autobahnen:

Sowollen
50 Politiker das

Stauproblem lösen
Vorschlag zur Finanzierung Das Volk lehnte 2024

den Autobahnausbau ab. Gleichzeitig erreichen Staustunden
einen neuen Rekord. Jetzt bringt ein SVP-Nationalrat

einen provokativen Vorstoss, den selbst Mitte- und GLP-Politiker
unterschrieben.

2024 wurden rund 55'600 Staustunden registriert.
Das sind 14% mehr als im Jahr zuvor.
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Staus auf dem Nationalstrassennetz

Verkehr

Zahlreiche andere Autobahnpro-
jekte warf Weidmann aber aus
demRennen, indem er ihnen eine
tiefe Priorität zuordnete. Sie hät-
ten den Rahmen von 9Milliarden
Franken gesprengt. Eines der de-
gradiertenAusbauprojekte ist der
8-Spur-Ausbau der Autobahn A 1
in Bern zwischen Wankdorf und
Schönbühl, obwohl dieser Stre-
ckenabschnitt zu den am stärks-
ten überlastetenTeilstücken zählt.
Auch den Ausbau der Autobahn-
Umfahrung Winterthur und den
Fäsenstaubtunnel in Schafhau-
sen warf Weidmann raus.

Giezendanners Hoffnung
aufWiederbelebung
Kommt Giezendanners Benzin-
preiserhöhung durch, stünden
zusammen mit Röstis 9 Milliar-
den Franken total rund 14 Mil-
liarden Franken zur Verfügung.
Das ist immer noch sehrvielwe-
niger als die 24 Milliarden Fran-
ken, die der Bundesrat im glei-
chen Zeitraum für den Ausbau
des öffentlichen Verkehrs vor-
gesehen hat. Giezendannerh
dass durch seinenVorschlag
nigstens die dringendsten St
senprojekte wiederbelebt w
den können.

Offen bleibt die Frage,
es aus wissenschaftlicher S
sinnvoll wäre, mehr Geld in
Autobahnausbau zu investie
als die 9 Milliarden, um e
volkswirtschaftliche Schäden

Staustunden zu mindern.Weid-
mann will sich dazu nicht äus-
sern. In seinem Gutachten hin-
terliess er aber einen versteckten
Hinweis. Etliche Projekte, deren
Priorität er herabstufte, versah
er mit einem Sternchen. In der
Fussnote hielt er fest, dass man
sie in Priorität 1 heraufstufen
sollte, falls mehr Geld zur Ver-
fügung stünde.

Mitte-Politiker will Rösti
mit Unterschrift Mutmachen
GiezendannersVorschlag scheint
in der Politik etwas auszulösen,
noch bevor er bei den Parla-
mentsdiensten offiziell ein-
gereicht wurde. So sagt Mitte-
Politiker Philipp Kutter: «Ich
habe Giezendanners Vorstoss
unterschrieben, um Bundesrat
Rösti Mut zu machen, gezielt
notwendige Strassenprojekte
aufzugleisen.»

Dass die Bevölkerung im letz-
ten Jahr einen moderaten Auto-

bahnausbau knapp abgelehnt
habe, stelle die Politik vor eine
grosse Herausforderung, sagt
Kutter.Das Stauproblem sei «real
und verschärft sich». Die Politik
müsse reagieren.DerAusbau der
Bahn sei «wichtig und zentral»,
reiche aber nicht. «Wenn wir an
bekannten Engpässen nichts tun,
riskierenwir einenVerkehrskol-
laps», sagt Kutter. «Schon heute
gehenTausendeArbeitsstunden
im Stau verloren.»

Ähnlich argumentiert FDP-
Nationalrat Peter Schilliger. Rund
zwei Drittel des Personenver-
kehrs fänden heute auf der Stras-
se statt, sagt er. «Selbstmit einem
massiven Ausbau wäre das ÖV-
Angebot nicht gross genug, um
den zusätzlichen Verkehr durch
das Bevölkerungswachstum auf-
zunehmen.»Auch er hat Giezen-
danners Vorstoss unterschrie-
ben. «Wennwirmit einerBenzin-
preiserhöhung um vier Rappen
die Staustunden deutlich senken

können, ist das gut investiertes
Geld. Stau ist volkswirtschaftlich
deutlich teurer.»

Wo selbst Grüne Verständnis
haben für neue Autobahnen
Die Grünliberalen bildeten im
Abstimmungskampf zum Au-
tobahnausbau zusammen mit
den Grünen und der SP das
Lager der Gegner. Der Aargauer
Nationalrat Jauslin erklärt, wa-
rum er als Grünliberaler trotz-
demGiezendannersVorstoss un-
terstützt. Er sei grundsätzlich
für Zurückhaltung beim Stras-
senbau.Verkehrsprobleme sollte
man «wenn möglich mit Mobi-
litätsmanagement, Leitsystemen
undGesamtverkehrskonzepten»
angehen, findet er. «Es gibt aber
Autobahnabschnitte mit mas-
siven Kapazitätsengpässen, die
sich realistischerweise nurdurch
einen Ausbau beheben lassen.»

Besonders deutlich sei das
«im Kanton Aargau auf meh-

reren Abschnitten der A 1, aber
auch auf den Verbindungen
Richtung Luzern und Basel». Die
Folgen laut Jauslin: «Die Engpäs-
se belasten die lokale Bevölke-
rung stark.» Der Ausweichver-
kehrverlagere sich in die Dörfer,
«was Lärm, Stau und Sicher-
heitsprobleme verschärft».

JauslinsHeimatkanton nimmt
im Ringen um den Autobahn-
ausbau eine Sonderrolle ein. Der
Aargau gehört zu den elf Kanto-
nen, die der Ausbauvorlage im
letzten Jahr zustimmten. Mit ei-
nem Ja-Anteil von 54,3 Prozent
lag er nach Schwyz und Appen-
zell Innerrhoden an dritter Stelle.

Ausgerechnet imAargau stuf-
te jedoch der vom Bundesrat
eingesetzte Experte Weidmann
sämtliche Strassenprojekte als
nicht prioritär ein. Das findet
selbst die grüneAargauerNatio-
nalrätin Irène Kälin «unlogisch».
Sie lehne zwarAutobahnausbau-
ten grundsätzlich ab.Und sie for-
dert eine klare Priorisierung des
ÖV A b Dass aber ausge-

argau, wo der Aus-
sse und Bahn von

der lokalen Bevölkerung unter-
stützt werde, sämtliche Projekte
«auf den Sankt-Nimmerleins-
Tagvertagt»würden, sei «schwer
nachvollziehbar», sagte sie.

Gegen jeglichen Ausbau ist
Kälins Parteikollege Michael
Töngi. DerVerkehrspolitiker fin-
det es schlicht nicht legitim,nach
demVolks-Nein letztes Jahr nun
schon wieder einen Autobahn-
ausbau zu fordern: «Die Bevöl-
kerung hat ja letztes Jahr auch
deutlich gesagt, dass sie keine
neuen Autobahnen will», sagt
Töngi. Die SVP spiele sich im-
mer als Hüterin der Demokratie
auf, «aberwenn ihr ein Entscheid
nicht passt, setzt sie sich ein-
fach über den Volkswillen hin-
weg», sagt Töngi.Mit demAuto-
bahnausbau löse man das Stau-
problem nicht. «Man verschiebt
es nur und hat nach ein paar Jah-
ren noch mehr Stau als vorher»,
sagt der grüne Nationalrat.

Anders sieht das Giezendan-
ner: Die Bevölkerung habe bloss
sechs einzelne Ausbauprojekte
abgelehnt, nicht den Autobahn-
bau als solchen. Allein schon
wegen der «exorbitant steigen-
den Staustunden» sei die For-
derung nach einer Kapazitäts-
erweiterung legitim. Und dank
Weidmanns Gutachten sei jetzt
das Argument der Gegner wis-
senschaftlichwiderlegt,wonach
mehr Strassen nurmehrVerkehr
erzeugten, sagt Giezendanner.

Das Staudilemma: Immer
öfter sind Schweizer Strassen
überlastet – doch das Volk will

keinen Autobahnausbau.
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